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 Vorwort  
 
Die vorliegende Expertise setzt sich mit den Übergangen von Jugendlichen zwischen 
Schule und Berufswelt in der Schweiz auseinander. Der Fokus liegt dabei auf den 
Übergangsprozessen gering qualifizierter und/oder benachteiligter Schülerinnen und 
Schüler.  
Zur Deskription, Analyse und Bewertung der Situation in der Schweiz wurden 
insbesondere aktuelle Forschungsergebnisse verschiedener Studien sowie 
Forschungs- und Reformvorhaben verschiedener Institute und Behörden 
herangezogen, die sich mit Übergangs- und Berufswahlprozessen von Jugendlichen 
auseinandersetzen. Die folgende Darstellung ist als eine Art Momentaufnahme 
hinsichtlich der Transitionen von Jugendlichen, von Ausbildungsverläufen und 
Massnahmen zu betrachten. Denn zum einen ist durch die Kantonshoheit im 
Bildungsbereich die Situation als äusserst heterogen zu bezeichnen und zum 
anderen hat die Übergangsproblematik Eingang in den bildungswissenschaftlichen 
und -politischen Diskurs gefunden, so dass derzeit vielfältigste Forschungs- und 
Reformvorhaben auf dem Weg sind. Die Expertise kann dementsprechend keinen 
Anspruch auf eine vollständige Darlegung zu den Transitionen von Jugendlichen in 
der Schweiz erheben. Dennoch wird im Folgenden versucht ein möglichst 
umfassendes Bild zu entwerfen:  
Um eine bessere Verortung der Übergangsproblematiken im Bildungssystem zu 
ermöglichen werden zunächst die rechtlichen und strukturellen 
Rahmenbedingungen des schweizerischen Bildungswesens erläutert (Kapitel 1).  
Im zweiten Kapitel wird der Fokus auf die Übergänge von Sekundarstufe I auf 
Sekundarstufe II im Allgemeinen gelegt. Einleitend werden zunächst überblickshaft 
die aktuellen Forschungsschwerpunkte hinsichtlich der Übergangs- und 
Berufswahlprozesse von Schweizer Jugendlichen skizziert (2.1). Danach werden die 
verschiedenen Formen von Ausbildungsverläufen aufgezeigt, sowie die zeitliche 
Entwicklung der Übergänge aufgegriffen, um die Situation in der Schweiz 
insbesondere durch Zahlenmaterial fassbarer zu machen (2.2 und 2.3). Im 
Zwischenresümee (2.4) werden erste Erkenntnisse bezüglich der Übergangsprozesse 
von Jugendlichen zusammengefasst.  
Daran anknüpfend fokussiert das dritte Kapitel die Situation der gering 
qualifizierten und/oder benachteiligten Schülerinnen und Schüler. Zunächst wird 
anhand der soziodemografischen Faktoren der Verbleib der schulisch schwächeren 
Jugendlichen dargelegt (3.1). Neben den soziodemografischen Einflüssen ist auch 
der Prozess der Berufswahl von hoher Relevanz für einen direkten Eintritt in die 
Sekundarstufe II. Kapitel 3.2 beleuchtet die Herausforderungen und Hindernisse der 
Berufswahlvorbereitung.  
Das vierte Kapitel thematisiert die Lösungsstrategien und Massnahmen, die den 
Übergang in eine weiterführende Ausbildung erleichtern und ermöglichen sollen. 
Dabei wird nach präventiven Ansätzen (4.1) und nach Übergangslösungen (4.2) 
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bzw. Zwischenlösungen differenziert. Ergänzt werden die beiden Darstellungen 
jeweils durch ein „Good Practice Beispiel“.  
Das Resümee (Kapitel 5) analysiert die Situation der Übergänge von der Schule in 





































1 Rahmenbedingungen und Strukturen des schweizerischen 
Bildungssystems1 
 
1.1 Föderale Bildungsverwaltung  
 
Das politische System der Schweiz ist auf den drei Ebenen Bund, Kantone und 
Gemeinden organisiert. Grundlegend für die politischen Strukturen ist der 
Föderalismus bzw. die kantonale Souveränität. Dementsprechend haben der Bund, 
die Kantone und Gemeinden unterschiedlichen Kompetenzen und Befugnissen im 
Bildungswesen. Die Zuständigkeiten für Rechtsetzung, Finanzierung und Vollzug 
variieren somit nach Art der Bildungsstufe und nach Art der Bildungseinrichtung. 
Die Hauptverantwortung liegt allerdings bei den 26 Kantonen und Halbkantonen.  
 
In der Bundesverfassung sind die Aufgaben und Pflichten der jeweiligen 
politischen Ebene festgehalten.  
 
Der Bund hat im Bildungsbereich nur beschränkte Kompetenzen. Nach der 
Bundesverfassung ist er für einheitliche Regelungen hinsichtlich spezifischer 
Aufgaben (bspw. Maturitätsanerkennung) verantwortlich (BV Art. 42 Abs. 2). Er ist 
darum besorgt, dass die Kantone ausreichenden Grundschulunterricht anbieten (BV 
Art. 62). Zudem werden auf Bundesebene die Vorschriften über die Berufsbildung 
erlassen (BV Art. 63 Abs. 1). Der Bund betreibt die technischen Hochschulen (BV 
Art. 63 Abs. 2), fördert die wissenschaftliche Forschung (BV Art. 64 Abs. 1) und 
kann eigene Forschungs- und Hochschulinstitute betreiben (BV Art. 64 Abs. 3). 
Daneben ist er auch für die Erhebung der notwendigen statistischen Daten 
zuständig. Ferner kann der Bund unter Wahrung der kantonalen Souveränität in 
Ergänzung zu den kantonalen Bestimmungen bspw. eigene Massnahmen zur 
Förderung der Ausbildung ergreifen (BV Art. 66 Abs. 2) und ausserschulische Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen sowie der Erwachsenenbildung unterstützen (BV 
Art. 67 Abs. 2).  
Weder auf nationaler noch auf kantonaler Ebene sind die Kompetenzen im 
Bildungsbereich einer Institution zugeordnet bzw. werden durch eine 
Verwaltungsbehörde wahrgenommen.  
Auf der Ebene des Bundes sind die Aufgaben zwischen dem Eidgenössischen 
Department des Inneren (EDI) (Verantwortungsbereiche: Eidgenössische 
Technische Hochschulen, Stipendien, Wissenschaft und Forschung, etc.) dem 
Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement (EVD) (Verantwortungsbereich: 
                                                
1 Die folgenden Ausführungen zu den Rahmenbedingungen und zu den Strukturen des schweizerischen 
Bildungssystems beziehen sich im Wesentlichen wenn nicht anders gekennzeichnet auf den 
Schweizer Beitrag für die Datenbank „Eurybase – the Information Database on Education in Europe“ 
von 2001.  
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Berufsbildung) und dem Eidgenössischen Departement für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) (Verantwortungsbereich: Sport) aufgeteilt. 
 
Die 26 Kantone sind hinsichtlich der Organisation der Schulen bis Ende der 
Sekundarstufe I, also bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit völlig souverän. 
Auf der Ebene der Sekundarstufe II sind die Kantone weiterhin für die 
weiterführende Allgemeinbildung verantwortlich, während der Bund die 
Berufsbildung reglementiert. Die Durchführung und Finanzierung der beruflichen 
Ausbildung liegt jedoch im Verantwortungsbereich der Kantone 
Die rechtlichen Bestimmungen, wie Schulgesetze, -verordnungen und -
richtlinien für die Sekundarstufe I werden durch die Kantone verfasst. Mehrheitlich 
sind die kantonalen Erziehungsdepartemente für den Vollzug der gesetzlichen 
Regelungen im Bildungsbereich verantwortlich. Diese legen auch Lehrpläne, 
Lehrmittel, Klassengrössen, Ferien, etc. fest. In einigen Kantonen sind die jeweiligen 
kantonalen Volkswirtschaftsdepartemente für den Bereich der Berufsbildung 
verantwortlich. Auch ist der Kindergarten und der Bereich der Sonderpädagogik 
teilweise bei den Gesundheits- und Sozialdepartementen angesiedelt. 
Aufgrund der föderalen politischen Struktur gibt es de facto 26 verschiedene 
Schulsysteme in der Schweiz. Um eine Zusammenarbeit im Bildungsbereich über 
die Kantonsgrenzen hinweg zu ermöglichen wird die Schweizerische Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) als Koordinationsorgan eingesetzt.   
 
Die Gemeinden sind überwiegend für die Einrichtung und Führung von 
Kindergärten, Vorschulen, Primarschulen und Schulen der obligatorischen Schulzeit 
(Sekundarstufe I) verantwortlich.  
Die Arbeit der Schulverwaltung auf Gemeindeebene wird durch eine 
Schulkommission ergänzt, die aus (gewählten) Mitgliedern der jeweiligen Gemeinde 
besteht.  
Je nach Grösse und geografischer Lage der Gemeinde können die Strukturen und 
Aufgaben der Schulverwaltung recht unterschiedlich sein. Sie reichen von der 
Bereitstellung der Räumlichkeiten bis hin zur Ernennung der Lehrkräfte oder der 
Schulinspektion.    
 
Reglemente für Übergangs- bzw. Zwischenlösungen  
Gesetzlich findet man sowohl im neuen Berufsbildungsgesetz (BBG) und der 
dazugehörigen Verordnung über die Berufsbildung als auch im 
Arbeitslosenversicherungsgesetz (AVIG) Regelungen für Übergangslösungen, die im 
schweizerischen Kontext häufig auch als Brückenangebote bezeichnet werden. 
Nach dem neuen Berufsbildungsgesetz (BBG) liegt es im Verantwortungsbereich 
der Kantone Massnahmen zu ergreifen, die Personen mit individuellen 
Bildungsdefiziten am Ende der obligatorischen Schulzeit auf die berufliche 
Grundbildung vorbereiten (BBG Art. 12). In der Verordnung über die Berufsbildung 
werden die Massnahmen insofern spezifiziert, dass sie praxis- und 
arbeitsweltbezogene Angebote umfassen, die höchstens ein Jahr dauern und zeitlich 
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auf das Schuljahr abgestimmt sind (BBV Art. 7). Der Bund beteiligt sich an der 
Finanzierung von Brückenangeboten. 
Im Arbeitslosenversicherungsgesetz ist die Finanzierung von 
Motivationssemestern für arbeitslose Jugendliche vorgesehen, die durch die 
kantonalen Arbeitsämter angeboten werden (AVIG Art. 64a Abs. c & Art. 64b) 
Zudem bieten die kantonalen Sozialhilfeämtern Jugendlichen die als 
Sozialhilfeempfänger registriert sind ebenfalls Zwischenlösungen an.  
Durch die kantonale Souveränität ist die Organisation und Durchführung von 
Übergangslösungen in der Schweiz sehr heterogen.  
Um eine bessere Verortung der Übergangsprozess und den damit verbundenen 
bildungssystemischen Begrifflichkeiten zu ermöglichen wird nun der Fokus 
zunächst auf die Strukturen des schweizerischen Bildungssystems gelegt.  
 
1.2 Struktur des Bildungssystems  
Die Abbildung 1 gibt einen Überblick über den Aufbau des gesamten 
Bildungssystems der Schweiz. Die folgende Beschreibung des Bildungswesens wird 
sich auf die für die Übergangsprozesse relevanten Bildungsstufen Sekundarstufe I 




Abbildung 1: Das Bildungssystem der Schweiz (vereinfacht) 
 
Quelle: EDK 2007 
 
1.2.1 Sekundarstufe I  
Nach der Primarschule, die je nach Kanton für vier, fünf oder sechs Jahre besucht 
wird, treten die Schülerinnen und Schüler in die Sekundarstufe I ein. Meist beginnt 
die Sekundarstufe I mit dem 7. Schuljahr und endet mit dem 9. Schuljahr. Das 10. 
Schuljahr wird wiederum kantonal differierend entweder als Repetitionsjahr zur 
Sekundarstufe I oder als nachobligatorische Ausbildung zur Sekundarstufe II 
gezählt.  
Ziel der überwiegend allgemeinbildenden Bildungsgänge auf Sekundarstufe I ist 
die Vorbereitung auf die Sekundarstufe II, die dann den Zugang zu den 
Hochschulen ermöglicht oder mit einer beruflichen Qualifikation abgeschlossen 
wird.  
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Hinter der in der Abbildung notwendigerweise vereinfacht wiedergegeben 
Formulierung „Schulen mit Grund- und erweiterten Ansprüchen“ verbirgt sich eine 
kantonale Vielfalt von Bildungsgängen und Schultypen.  
Grundlegend wird nach Schultypen mit Grundansprüchen, mit mittleren 
Ansprüchen und mit gehobenen Ansprüchen differenziert. Wobei es in einzelnen 
Kantonen auch nur zwei Leistungsgruppen gibt.  
 
Die Schultypen mit Grundansprüchen haben kantonal verschiedene 
Bezeichnungen, wie Realschule, Oberschule, Werkschule, Berufswahlschule, section 
pratique, section préprofessionnelle oder voie secondaire à options. Dieser Schultyp 
bereitet die Schülerinnen und Schüler auf die Anlehre oder eine (duale) 
Berufsausbildung vor. Dementsprechend steht die Förderung der praktischen 
Kenntnisse der Lernenden und weniger das theoretische Wissen im Vordergrund 
der Ausbildung.  
 
Die Schultypen mit mittleren Ansprüchen werden je nach Kanton bspw. als 
Sekundarschule, Sekundarschule allgemeine Abteilung, Realschule, 
Orientierungsschule, section moderne, section générale, voie secondaire générale 
bezeichnet. Im Fokus steht ebenfalls die Vorbereitung auf die Berufsausbildung 
verbunden mit einer erweiterten Allgemeinbildung.  
 
Bezirksschule, Sekundarschule progymnasiale Abteilung, Mittelschule, 
Gymnasium, Untergymnasium, section des maturités, voie secondaire baccalauréat 
sind die kantonalen Benennungen für die den Schultyp mit gehobenen Ansprüchen. 
Ziel ist es die Schülerinnen und Schüler durch eine vertiefte Allgemeinbildung 
insbesondere auf die weiterführenden allgemeinbildenden Schulen, aber auch auf 
die Berufsmaturität, vollzeitschulische und duale Berufsausbildungen vorzubereiten.  
 
In den meisten Kantonen werden die Anspruchstypen in getrennten Schulzügen 
unterrichtet, d.h. für jede Leistungsgruppe gibt es eine entsprechende Schule. 
Daneben gibt es in einigen Kantonen ein kooperatives Modell. Dort werden alle 
Anspruchstypen in einer Schule unterrichtet, wodurch eine erhöhte Durchlässigkeit 
zwischen den Leistungsgruppen ermöglicht werden soll. Zudem verfügen zwei 
Kantone (Jura, Tessin) über ein integratives Modell, das nicht zwischen 
Anspruchstypen differenziert und alle Schülerinnen und Schüler gemeinsam 
unterrichtet. Allerdings werden in einzelnen Fächern Leistungsgruppen gebildet. 
  
1.2.2 Sekundarstufe II 
Mit Ende der Sekundarstufe I bzw. nach dem 9. Schuljahr endet die obligatorische 
Schulzeit im schweizerischen Bildungssystem. Je nach besuchter Schulart können 
die Schülerinnen und Schüler die gymnasiale Maturitätsschule, die Fachmittelschule 
besuchen oder mit verschiedenen beruflichen Ausbildungswegen (Berufsattest, 
Berufliche Grundbildung und Berufsmaturitätsschulen) beginnen.  
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1.2.2.1 Allgemeinbildende Ausbildungswege  
Durch den Besuch einer Maturitätsschule/Gymnasium und den damit verbundenen 
Abschluss erlangen die Schülerinnen und Schüler die Hochschulreife, die ihnen ein 
Studium an einer Universität oder einer Eidgenössischen Technischen Hochschule 
ermöglicht.  
Strukturiert wird der Unterricht an den Maturitätsschulen durch ein 
Wahlfachsystem mit Grundlagenfächern, sowie je einem Schwerpunkt- und 
Ergänzungsfach in den Bereichen Mathematik und Naturwissenschaften, Sprachen, 
Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, Sport und Kunst.  
Im letzten oder zweitletzten Schuljahr erstellen und präsentieren die Lernenden 
eine selbständige Maturaarbeit. Die Matura wird dann mit einer abschliessenden 
schriftlichen Maturitätsprüfung abgelegt (educa – Der schweizerische 
Bildungsserver 2007).  
 
Die Fachmittelschulen (FMS) (bis 2004 Diplommittelschulen (DMS)) sind 
ebenfalls weiterführende allgemeinbilde Schulen, die aber bereits auf bestimmte 
Berufsfelder vorbereiten. Durch den Abschluss einer Fachmittelschule sind die 
Absolventen berechtigt in eine höhere Berufsausbildung (Höhere Fachschulen, 
Fachhochschulen, Pädagogische Hochschule) einzutreten. Zusätzlich kann durch 
weitere Leistungen in Form von Unterricht oder Praktika die Fachmaturität 
absolviert werden.  
Der Unterricht an den Fachmittelschulen ist in allgemeinbildenden Fächer 
(Mathematik und Naturwissenschaften, Sprachen und Kommunikation, 
Sozialwissenschaften, Musik sowie Sport) und in berufsfeldbezogene Fächer (für die 
Berufsbereiche: Gesundheit, Soziales, Pädagogik, Kommunikation und Information, 
Gestaltung und Kunst, Musik und Theater, sowie Angewandte Psychologie) 
unterteilt. Verpflichtend ist zudem eine selbstständige Vertiefungsarbeit und ein 
Praktikum (educa – Der schweizerische Bildungsserver 2007). 
 
1.2.2.2 Berufliche Ausbildungswege  
Die berufliche Ausbildung auf Sekundarstufe II beinhaltet verschiedene 
Ausbildungswege und -angebote (Abbildung 2). 
Die berufliche Grundbildung beinhaltet einerseits die zweijährige Grundbildung, 
die mit einem Berufsattest abschliesst und die drei- oder vierjährige Grundbildung 
die zu einem Eidgenössischen Fähigkeitszeugnis führt.  
Die Attestausbildung richtet sich an schulisch schwächere Jugendliche und 
ermöglicht ihnen einen Abschluss mit einem eigenständigen Berufsprofil. Nach 
Abschluss der zweijährigen Grundausbildung ist ein Wechsel in die je nach Beruf 
drei- oder vierjährige Grundausbildung möglich. Diese vermittelt die 
Qualifikationen zur Ausübung eines bestimmten Berufes und ermöglicht den 
Zugang zur höheren Berufsbildung auf Tertiärstufe (BBT 2007a, S. 4). 
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Die 1994 eingeführte Berufsmaturität ergänzt die berufliche Grundbildung, die 
mit dem Eidgenössischen Fähigkeitszeugnis abschliesst durch eine erweiterte 
Allgemeinbildung. Dadurch erlangen die Schülerinnen und Schüler eine 
Doppelqualifikation. Sie haben einen Ausbildungsberuf erlernt und können zudem 
prüfungsfrei ein Studium an einer Fachhochschule beginnen (ebd., S. 4). 
Die Berufsmaturität kann in sechs Berufsbereichen abgelegt werden, in der 
technischen, kaufmännischen, gestalterischen, gewerblichen, 
naturwissenschaftlichen sowie in der gesundheitlichen und sozialen Richtung. 
Zudem werden die Lernenden aller Berufsrichtungen in den Grundlagenfächern 
erste, zweite und dritte Landessprache, Geschichte/Staatslehre, 
Volkswirtschaft/Betriebswirtschaft/Recht sowie Mathematik unterrichtet. Des 
Weiteren gibt es richtungsspezifische Schwerpunktfächer und ein Ergänzungsfach. 
Hinsichtlich der Ausbildungsorte während der beruflichen Grundbildung 
bestehen aufgrund der kantonalen Souveränität verschiedene Formen der 
Berufsausbildung. Die mehrheitliche Form ist die duale/triale Berufsausbildung, die 
an den Lernorten Berufsfachschule, Betrieb und in überbetrieblichen Kursen 
stattfindet. Insbesondere in der Westschweiz und im Tessin wird die berufliche 
Grundbildung jedoch auch häufig in beruflichen Vollzeitschulen absolviert. Die 
Entstehung einer rein schulischen Ausbildung in der französisch- und 
italienischsprachigen Schweiz, sowie einer dualen Ausbildung in der 
deutschsprachigen Teil der Schweiz ist wohl u.a. auf den Einfluss der angrenzenden 
Nachbarländer zurückzuführen.  
 
Abbildung 2: Das Berufsbildungssystem der Schweiz 
 
Quelle: BBT 2007a, S. 5 
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1.2.2.3 10. Schuljahr/Brückenangebote 
Für die Schülerinnen und Schüler die nach der obligatorische Schulzeit nicht in die 
berufliche Grundbildung eintreten oder eine weiterführende allgemeinbildende 
Schule besuchen, besteht die freiwillige Möglichkeit das 10. Schuljahr oder ein 
Brückenangebot zu absolvieren.  
Die Formen und Funktionen von Übergängen von der Sekundarstufe I – 
Sekundarstufe II werden nun im Folgenden näher thematisiert (Kapitel 2.2), um 
daran anknüpfend die Situation der niedrig qualifizierten und/oder benachteiligten 




 2 Übergänge von Sekundarstufe I auf Sekundarstufe II  
 
Zunächst soll nun ein kurzer Überblick über die Forschungsarbeiten zur 
Übergangsproblematik in der Schweiz gegeben werden. Daran anschliessend werde 
die möglichen Formen von Ausbildungsverläufen aufgezeigt und die Entwicklung 
der Transitionsprozesse analysiert. 
 
2.1 Aktuelle Forschungsschwerpunkte zu Übergangsprozessen 
von Jugendlichen in der Schweiz 
 
Jugendliche am Übergang zwischen Schule, Ausbildung und Einstieg in den 
Arbeitsmarkt sind aufgrund der steigenden diskontinuierlichen Bildungs- und 
Erwerbsverläufe und den damit verbunden problematischen Transitionsprozessen in 
den letzten Jahren zunehmend in den Fokus von Bildungsforschern und -politikern 
vorgerückt. 
Um einen Überblick über die aktuellen Forschungsinteressen und -schwerpunkte 
in der Schweiz zu geben werden im Folgenden einige Studien stichwortartig 
vorgestellt. 2 
 
Tabelle 1: Forschungsschwerpunkte zu Bildungs- und Erwerbsverläufen von Jugendlichen in der 
Schweiz  
• Verlaufsstudie zum Berufswahlprozess bei Jugendlichen (Herzog, Neuenschwander & 
Wannack 2004): In dieser Studie wird ein Phasenmodell entwickelt, welches erklärt wie die 
Berufswahl und die damit verbundenen Übergänge in die Ausbildung zustande kommen und 
der Eintritt ins Erwerbsleben vorbereitet wird. 
• Erste Schweizer Längsschnittuntersuchung zur Transition von der Schule in die Erwerbsarbeit, 
unter besonderer Berücksichtigung von frühzeitigem Ausbildungsabbruch (bspw. BFS / TREE 
2003, Meyer 2004): Dies ist die erste Schweizer Längsschnittstudie die Daten und Analysen 
hinsichtlich der Übergänge von Jugendlichen erfasst, die für die ganze Schweiz und die 
einzelnen Sprachregionen repräsentativ sind. 
• Untersuchung zur Rolle der Nationalität im beruflichen Integrationsprozess (Hupka 2004; 
Juhasz & Mey 2003)  
• Studie zu Rolle Schlüsselqualifikation bei der beruflichen Integration – unter besonderer 
Berücksichtigung der Herkunft und des Geschlechts (Haeberlin, Imdorf & Kronig 2003, 2004, 
2005): Diese Untersuchung befasst sich mit den Ungleichheiten bei der Vorselektion in der 
Schule und bei der Selektion von Lehrlingen. 
• Berufliche Integration von Jugendlichen mit Behinderung (Häfeli 2004, 2005) 
                                                
2  Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sie soll lediglich der Illustration der 
Forschungsschwerpunkte dienen.  
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• Studien zum Vergleich von Qualifikationen und Berufsperspektiven von Jugendlichen sowie 
Erwartungen und Anforderungen von Berufsschulen und Betrieb und Untersuchungen zur 
Lehrlingsselektion in kleinen und mittleren Betrieben (KMU) (Moser 2004): Der Autor analysiert 
die Koordination zwischen der Volksschulbildung und Berufsbildung am Beispiel von acht 
Schweizer Grossunternehmen. 
• Interventionsstudie zur Unterstützung von Jugendlichen mit Lerndefiziten und ungenügender 
Qualifikation (Oser, Gamboni, Düggeli & Masdonati 2004) 
• Aktuelle Kontroversen und Systementwicklung in der schweizerischen Berufsbildung (bspw. 
Kiener, Blum & Schanne 2004)  
• Laufende Studien zum Einfluss von familiären Bedingungen und elterlichen Erwartungen auf 
die Schulkarriere und Bedingungen  von Schulkarrieren im Jugendalter (Jacobs Center for 
Productive Youth Development Universität Zürich) 
Quelle: Eigene Darstellung nach Schaffner 2007, S. 53   
 
Die zunehmende Bedeutung der Transitionsforschung wird durch die Anzahl und 
thematische Vielfalt der Forschungsvorhaben deutlich, jedoch ist sie kaum 
koordiniert.  
 
2.2 Formen von Ausbildungsverläufen am Übergang Sekundarstufe 
I – Sekundarstufe II  
 









Quelle: Eigene Darstellung nach Hupka 2003, S. 48 
 
Abbildung 3 gibt einen ersten Überblick wie die weiterführende Ausbildung von 
Jugendlichen nach der obligatorischen Schulzeit generell verlaufen kann und wie 
sich der Verbleib während des Ausbildungsverlaufs gestalten kann. 
Wählt der Jugendliche nach der Sekundarstufe I den direkten Einstieg in eine 
Allgemein- oder Berufsbildung so kann er im Ausbildungsverlauf betrachtet dort 
verbleiben, einen Wechsel innerhalb der Berufs- und Allgemeinbildung oder auch 
zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung vornehmen, oder die 
nachobligatorischen Schulzeit abbrechen.  
Wird nach der Sekundarstufe I kein direkter Einstieg vollzogen, kann dies 
einerseits im Ausbildungsverlauf heissen, dass der Jugendliche erst verzögert in eine 
 
Ausbildungsverläufe 






- - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Wechsel 
- - - - - - - - - - - - - - - - -  -
Ausstieg 
Berufsbildung 
- - - - - - - - - - - - - - - - -  
Allgemeinbildung 
- - - - - - - - - - - - -- - - -  
Wechsel innerhalb oder 




- - - - - - - - - - - - - - - - -  
(noch) kein Einstieg 
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Ausbildung eintritt und in der Zwischenphase ausbildungslos ist oder bspw. an 
einem Brückenangebot teilnimmt. Findet überhaupt kein Einstieg statt ziehen die 
Schulabgänger meist keine nachobligatorische Ausbildung in Betracht, d.h. sie 
haben eine Erwerbstätigkeit aufgenommen oder sind erwerbslos.  
Die ersten Ergebnisse der Längsschnittuntersuchung TREE, die in ihrer Studie die 
Transitionsprozesse von Schulabgängerinnen und Schulabgänger am Übergang von 
Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II untersucht ermöglichen es nun die 
Abbildung 4 mit Verlaufszahlen zu ergänzen. Der Erhebungszeitraum umfasst 
einerseits die PISA- Befragungsdaten von 2000 und zwei Nachbefragungen von 2001 
und 2002. Die Ergebnisse sind für die ganze Schweiz und die einzelnen 
Sprachregionen repräsentativ. 
 
Abbildung 4: Ausbildungsverläufe nach Sekundarstufe I, ein und zwei Jahre nach Schulaustritt 
 
Quelle: Hupka 2003, S.48 
 
Nahezu ¾ der gesamten Kohorte der Schülerinnen und Schüler gelingt der direkte 
Übertritt in eine weiterführende Ausbildung. Über den Ausbildungsverlauf von 
zwei Jahren betrachtet verbleiben 62% der Schulabgängerinnen und Schulabgänger 
in der Ausbildung, die sie nach dem Ende der obligatorischen Schulzeit gewählt 
haben. Dementsprechend befinden sich 39% der Jugendlichen in der beruflichen 
Grundbildung und 22% in einer Allgemeinbildung. 
Einen Wechsel der Ausbildung während der ersten zwei Jahre nach Schulaustritt 
vollziehen 10% der Schülerinnen und Schüler. 3% der Jugendlichen, die nach Ende 
der obligatorischen Schulzeit eine Ausbildung begonnen haben brechen diese ab. 
Nach der obligatorischen Schulzeit gelingt 26% der Schülerinnen und Schüler 
kein direkter Einstieg in die Sekundarstufe II. Einen verzögerten Einstieg meist nach 
einer Zwischenlösung oder nach einer Phase der Ausbildungslosigkeit vollziehen 
18% der Jugendlichen. 8% der Kohorte der Schulabgängerinnen und Schulabgänger 
haben zwei Jahre nach Schulaustritt keinen Einstieg in eine weiterführende 
Ausbildung gefunden (Hupka 2003, S. 46 ff.).  
 
Betrachtet man nun die Ausbildungsverläufe differenziert einerseits nach der 
Ausbildungssituation der Schulabgängerinnen und Schulabgänger ein Jahr nach 
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Schulaustritt und andererseits die Verlaufsströme (Verbleib oder Wechsel) zwischen 




Abbildung 5: Übersicht Ausbildungsverläufe und Verlaufsströme 
 
 
Quelle: Hupka 2003, S. 47 
 
Fast die Hälfte aller Schülerinnen und Schüler beginnt nach der obligatorischen 
Schulzeit mit einer Berufsausbildung. 27% der Jugendlichen besuchen eine 
weiterführende allgemeinbildende Schule. In einer Zwischenlösung befindet sich 
nahezu ein Viertel aller Schulabgängerinnen und Schulabgänger. Nicht in einer 
Ausbildung oder Übergangslösung sind 4% der Gesamtkohorte. Dementsprechend 
sind 27% der Jugendlichen nach Ende der obligatorischen Schulzeit ohne eine 
Anschlusslösung. 
Die Verlaufsströme zwischen den zwei Ausbildungsjahren zeigen, dass nahezu 
alle Schülerinnen und Schüler, die eine Berufsausbildung begonnen haben diese 
auch im zweiten Jahr nach Schulaustritt fortsetzen. Ähnlich hoch gestaltet sich der 
Verbleib bei den Jugendlichen, die sich für die Allgemeinbildung entschieden 
haben.  
Im Hinblick auf die Gruppe die nach dem Ende der obligatorischen Schule eine 
Zwischenlösung besucht hat wird deutlich, dass die grosse Mehrheit der 
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Jugendlichen (15%) nach der Übergangsphase in eine Berufsausbildung wechselt. 
5% verbleiben weiterhin in einer Zwischenlösung.  
Bei den sich nicht in Ausbildung befindlichen Schulabgängerinnen und 
Schulabgängern gelingt der Hälfte der Einstieg in eine Berufsausbildung, während 
die andere Hälfte ausbildungslos bleibt (ebd., S. 46 ff.).  
2.3 Entwicklung der Übergänge von Sekundarstufe I in 
Sekundarstufe II im Zeitverlauf 
 
In der jährlich publizierten Berichtsreihe „Bildungsmosaik – Bildungsindikatoren“ 
des Bundesamtes für Statistik (BFS) werden Bildungsindikatoren vorgestellt und 
interpretiert.  
Darin wird die Quote der sofortigen Übergänge in die Sekundarstufe II als Indikator 
für eine reibungslose Transition von der obligatorischen in die nachobligatorische 
Schulzeit definiert (BFS 2007, S. 46). 
Im Zeitraum 1990 bis 2005 lässt sich insbesondere eine deutliche Abnahme (mehr 
als 10%) der direkten Eintritte in die Berufsbildung verzeichnen. Hingegen hat sich 
die Anzahl der Schülerinnen und Schüler, die sich in einer Zwischenlösung 
befinden im Zeitverlauf nahezu verdoppelt. Auch ist eine leichte Zunahme bei der 
Teilnahme an den allgemein bildenden Ausbildungen zu verzeichnen. Das 
prognostizierte Szenario „tendenziell-konjunkturell“ geht von einem Fortgang dieser 
Entwicklungen aus, während das Szenario „neutral“ eher eine Stabilisierung der 
Übergangsquoten annimmt.  
 
Abbildung 6: Quote der sofortigen Übergänge in die Sekundarstufe II, 1990–2005 und                                                     
                  Szenarien 2006–2016 
 
Quelle BFS 2007, S. 47  
 
2.4 Zwischenresümee  
 
Nach Ende der obligatorischen Schulzeit treten ca. ¾ aller Jugendlichen in eine 
weiteführende allgemeinbildende oder in eine berufliche Ausbildung ein.  
Kennzeichnend für die letzte Dekade ist, dass die problematischen und 
risikoreichen Übergänge in die Sekundarstufe II drastisch angestiegen sind und sich 
somit zunehmend mehr Jugendliche in einer Zwischenlösung befinden oder gar 
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ausbildungslos sind. Dies spiegelt sich bspw. markant in der gewachsenen Anzahl 
der Brückenangebote wider: „Die sogenannten Zwischenlösungen sind innerhalb 
des schweizerischen Bildungssystems dasjenige Angebot, das in den vergangenen 
zehn Jahren am explosivsten gewachsen ist“ (Meyer 2003, S. 101).  
Die Mehrheit der Schülerinnen und Schüler die nicht in die Sekundarstufe II 
eingetreten ist sucht eine Übergangslösung auf und vollzieht dann ein Jahr nach 
Schulaustritt den Einstieg in eine berufliche Grundbildung. Dennoch sind 8% der 
Jugendlichen der Alterskohorte ein Jahr nach Schulaustritt ausbildungslos.  
Das nahezu ein Viertel der Jugendlichen sich in einer Übergangslösung befindet, 
deutet daraufhin, dass es vielen Schülerinnen und Schüler am Ende der 
obligatorischen Schulzeit nicht gelungen ist die erwünschte Anschlusslösung zu 
finden.  
In diesem Zusammenhang machen Herzog/Neuenschwander & Wannack in ihrer 
Untersuchung zu den Berufswahlprozessen der Jugendlichen darauf aufmerksam, 
dass „die Zwischenjahre nicht als Scheitern des Berufswahlprozesses gesehen 
werden“ sollten. „Vielmehr stellen sie eine Art Schleife dar, die es Jugendlichen 
ermöglicht, gewisse Phasen des Berufswahlprozesses (…) nochmals zu durchlaufen, 
um sich ihrer Ziele klarer zu werden und ihre Chancen auf eine angemessene 
Berufsbildung zu optimieren“ (Herzog/Neuenschwander/Wannck 2006, S.115).  
Bedenklich stimmt es jedoch, dass sich mehrheitlich die Gruppe der niedrig 
qualifizierten und/oder benachteiligten Jugendlichen in Zwischenlösungen befindet, 
was die Vermutung nahelegt, dass sich ein risikobehafteter Übergang nicht nur auf 
eine Orientierungslosigkeit während der Berufswahlphase im 9. Schuljahr 
zurückzuführen ist.  
Im Folgenden wird nun der Fokus auf die Übergangsprozesse niedrig 





 3 Niedrig qualifizierte und/oder benachteiligte Jugendliche am 
Übergang von Sekundarstufe I in Sekundarstufe II 
 
Der Übergang von der Schule in das Erwerbsleben stellt Jugendliche vor grosse 
Herausforderungen. So werden sie nach Ende der obligatorischen Schulzeit vor die 
Wahl gestellt eine weiterführende allgemeinbildende oder berufsbildende 
Ausbildung zu beginnen oder gleich erwerbstätig zu werden. Damit verbunden stellt 
sich insbesondere für die Schülerinnen und Schüler die eine berufliche 
Grundbildung absolvieren möchten die Frage der konkreten Berufswahl. Die 
Entscheidung für einen Berufsbereich oder für eine spezifische berufliche Tätigkeit 
ist von hoher Relevanz für einen reibungslosen Übergang von der Sekundarstufe I in 
die Sekundarstufe II und für die Integration in die Arbeitswelt.  
Den Interessen und Fähigkeiten der Jugendlichen, durch die sich Berufswünsche 
entwickeln stehen die Vorgaben und Beschränkungen des Lehrstellenmarktes, des 
Arbeitsmarktes und der Bildungsinstitutionen gegenüber, die sich häufig nicht 
miteinander vereinbaren lassen.  
Hinzu kommt, dass durch die Veränderungen in der Arbeitswelt und durch 
gewandelte Formen der Arbeitsorganisation zum einen zunehmend eine 
Verschiebung der Berufe vom Produktionssektor in den Dienstleistungsbereich 
stattfindet. Damit einher geht zum anderen ein Wandel der 
Qualifikationsanforderungen an die Berufslernenden und späteren Arbeitnehmer, 
die eine fundierte Schulausbildung unerlässlich machen.  
Diese hier nur kurz skizzierten Rahmenbedingungen für die Berufswahl stellen 
insbesondere niedrigqualifizierte oder benachteiligte Jugendliche vor grosse 
Hindernisse.  
Im Folgenden werden nun zunächst die soziodemographischen Faktoren 
dargelegt, die einen bedeutenden Einfluss auf den direkten Einstieg in die 
Sekundarstufe II bzw. auf die Teilnahme an Zwischenlösungen haben, um daran 
anschliessend auf die Berufswahlprozesse der schwächeren Schülerinnen und 
Schüler einzugehen.  
 
3.1 Teilnahme an Zwischenlösungen aus soziodemografischer 
Perspektive 
 
3.1.1 Schulische Herkunft 
Wie die Ergebnisse der Längsschnittstudie TREE nahelegen (Abbildung 7), ist der 
besuchte Schultyp von hoher Bedeutung für den direkten Eintritt in eine 
nachobligatorische Ausbildung.   
Von den Schülerinnen und Schüler, die in der Sekundarstufe I einen Schultyp mit 
Grundanforderungen besucht haben absolvieren 58% ein Jahr nach Schulaustritt 
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eine Berufsbildung, während 32% sich in einer Zwischenlösung befinden und 7% 
ausbildungslos sind. Im Vergleich dazu sind bei Jugendlichen aus dem Schultyp mit 
erweiterten Anforderungen „nur“ 15% in einer Überganglösung und 3% sind ohne 
Ausbildung.  
 
Abbildung 7: Ausbildungssituation ein Jahr nach Schulaustritt und besuchtem Schultyp 
 
Quelle: Stalder 2004, S. 3 
 
Zwei Jahre nach Schulaustritt geht der Anteil von Jugendlichen in 
Übergangslösungen merklich zurück. Der Einfluss der schulischen Herkunft macht 
sich weiterhin in der Wahl der Ausbildung bemerkbar, wie die Auswertungen von 
TREE (Tabelle 2) weiter zeigen.  
So befinden sich nahezu 80% der Schülerinnen und Schüler, die auf 
Sekundarstufe I – Niveau eine Schule mit Grundanforderungen besucht haben in 
einer beruflichen Grundbildung. Davon sind 59% in einer Ausbildung mit tiefem 
(35%) oder mittlerem (24%) Anforderungsniveau3.  
9% der Jugendlichen die einen Schultyp mit Grundansprüchen absolvierten 
befinden sich zwei Jahre nach Ende der obligatorischen Schulzeit in einer 
Zwischenlösung und 8% sind ausbildungslos. Bei den Schülerinnen und Schüler, die 
eine Schule mit erweiterten Ansprüchen besucht haben sind im Vergleich 5% in 
einer Zwischenlösung und 4% sind ohne Ausbildung.  
Daraus lässt sich schlussfolgern, dass der besuchte Schultyp ein entscheidender 
Faktor ist, der nicht nur die Zugangschancen für die nachobligatorische Ausbildung, 
sondern auch die Wege in die Anforderungsniveaus in der beruflichen 
Grundbildung (Hupka 2003, S. 40) und den verzögerten Einstieg beeinflusst.  
                                                
3 Die Längsschnittstudie TREE unterteilt die berufliche Grundbildung in verschiedene 
Anforderungsniveaus: unter tiefen Anforderungen (Niveau 0 – 2) werden die Anlehren, Lehren wie 
Verkäufer, Maurer, Köche & Floristen gefasst. Unter mittleren Anforderungen (Niveau 3 – 4) werden 
Lehren wie Schreiner, Pharmaassistent, Polymechaniker & Grafiker gezählt. Unter hohen 
Anforderungen (Niveau 4 – 6) werden Lehren wie Augenoptiker, Drogisten, Informatiker, Elektroniker & 




Tabelle 2: Ausbildungssituation zwei Jahre nach Schulaustritt und besuchtem Schultyp 
 
Quelle: Hupka 2003, S. 41 
 
3.1.2 Soziökonomischer Status 
Die schulische Leistungsfähigkeit von Jugendlichen und damit verbunden auch der 
besuchte Schultyp sind in der Schweiz auf vielfältige Weise durch die soziale 
Herkunft der Schülerinnen und Schüler beeinflusst.   
Betrachtet man (Tabelle 3) die Ausbildungssituation zwei Jahre nach Schulaustritt 
so findet man eine ähnliche Konstellation wie bei der Aufschlüsselung nach 
besuchten Schultypen. Die Jugendlichen aus dem untersten und unteren mittlerem 
Quartil befinden sich überwiegend in einer Berufsausbildung, meist mit tiefem oder 
mittlerem Anforderungsniveau.  
Hinsichtlich der Teilnahme an der Allgemeinbildung wird die grosse Spannbreite 
zwischen den Quartilen besonders deutlich: 8% der Jugendlichen aus dem untersten 
Quartil streben einen allgemeinbildenden Abschluss an, während es bei den 
Schülerinnen und Schüler aus dem obersten Quartil 53% sind. 
Bezüglich der Zwischenlösungen zeigt sich, dass überwiegend Jugendliche aus 
den beiden unteren Quartilen (insgesamt 15%) daran teilnehmen. Aus den oberen 
Quartilen sind es hingegen 8%. Es wird zudem im Hinblick auf die Art der 
Übergangslösung ersichtlich, dass die Schulabgänger aus den oberen Quartilen das 
Zwischenjahr mehrheitlich (zu jeweils 3%) bspw. als Sprachschüler/-in oder Au-pair 
verbringen.  
 33 
Auffallend ist auch, dass 9% der Schulabgängerinnen und Schulabgänger aus dem 
untersten Quartil zwei Jahre nach Ende der obligatorischen Schulzeit ausbildungslos 
sind, während es in den anderen soziökonomischen Schichten maximal 4% der 
Kohorte sind.  
 
Tabelle 3: Ausbildungssituation zwei Jahre nach Schulaustritt und sozioökonomischer Status4 
 
Quelle: Hupka  2003, S. 44 
 
3.1.3 Migrationshintergrund 
Nach dem Bundesamt für Statistik – BFS stieg seit Beginn der 1980er Jahre der 
Anteil ausländischer und fremdsprachiger Schülerinnen und Schüler in der 
obligatorischen Schule beständig an. Wodurch die kulturelle Heterogenität der 
Schulklassen stark zu genommen hat. „Der Anteil der kulturell sehr heterogenen 
Schulklassen (in der Bildungsstatistik als Schulabteilungen bezeichnet) hat sich am 
Total der Schulklassen von 1980 (20%) bis heute praktische verdoppelt“ (BFS 2007, 
S. 5). Die Verteilung variiert stark nach Bildungsstufen und Schultypen. In Schulen 
mit erweiterten Ansprüchen auf Sekundarstufe I Niveau ist die Zahl der Kinder mit 
ausländischen und fremdsprachigen Hintergrund merklich erst in den letzten 5 bis 
10 Jahren angestiegen. Bei den Schulen mit Grundansprüchen oder mit besonderem 
Lehrplan hat die Heterogenität in den Schulklassen im Vergleich seit 1980 um mehr 
als 30% zugenommen (Abbildung 8) (BFS 2007, S. 40 f).  
 
 
                                                
4  Hinsichtlich der Quartilbildung ist anzumerken, dass die Messwerte in aufsteigender Reihenfolge 
sortiert werden und dann auf dieser Basis in die vier gleich grosse Gruppen aufgeteilt werden (Hupka 





Abbildung 8: Anteil heterogener Klassen in der obligatorischen Schule nach Bildungsstufe und 
Schultyp, 1980–2005 
 
Quelle: BFS 2007, S. 41 
 
Im Hinblick auf die Übergangsprozesse zeigt sich, dass sich der direkte Eintritt in 
eine nachobligatorische Ausbildung für Jugendliche mit Migrationshintergrund 
häufig schwierig gestaltet. Jedoch muss, wie Abbildung 9 zeigt nach den 
Herkunftsländern der Schulabgängerinnen und Schulabgänger differenziert werden. 
Die Jugendlichen aus Italien oder Spanien, die meist schon in der zweiten 
Generation in der Schweiz leben (sogn. Secondos) befinden sich ein und zwei Jahre 
nach Schulaustritt im Vergleich zu ihren schweizerischen Altersgenossen 
annähernd in der gleichen Ausbildungssituation. Die Anzahl der Secondos die 
ausbildungslos sind ist jedoch markant höher. 
Die Ausbildungssituation der Jugendlichen aus den Balkanstaaten, der Türkei und 
Portugal ist hingegen wesentlich prekärer. Im ersten Jahr nach Schulaustritt 
befinden sich 35% dieser Gruppe in einer Zwischenlösung und 9% sind ohne 
Ausbildung. Der grösste Teil (24%) der sich in einer Übergangsmassnahme 
befindlichen Jugendlichen vollzieht dann im zweiten Jahr den Einstieg in eine 
berufliche Grundbildung. Allerdings sind zu diesem Zeitpunkt auch 13% nicht in 
Ausbildung. Überraschend ist, dass die aus Portugal immigrierten Jugendlichen so 
grosse Schwierigkeiten bei dem Übergang in eine weiterführende Ausbildung 
haben, da sie in der Regel wie die spanischen und italienischen Jugendlichen auch 













Abbildung 9: Ausbildungssituation ein & zwei Jahre nach Schulaustritt und Migrationshintergrund 
 
Quelle: Stalder 2004, S. 4 
 
3.1.4 Geschlecht 
Betrachtet man die Quote der sofortigen Übergänge in die Sekundarstufe II 
geschlechterspezifisch so zeigt sich, dass der lineare Bildungsverlauf eher bei den 
männlichen Jugendlichen vorzufinden ist. Ihnen gelingt der direkte Eintritt in die 
Berufs- oder Allgemeinbildung nach Angaben des Bildungsmosaiks (BFS 2007, S. 46) 
zu mehr als 80%. Den Schülerinnen gelingt hingegen der Übergang nur zu ca. 69%. 
Dementsprechend befinden sie sich wesentlich häufiger in Brückenangeboten. Zu 
berücksichtigen gilt allerdings, dass bspw. eine Ausbildung im Gesundheitsbereich 
erst mit dem 18. Lebensjahr begonnen werden konnte, wodurch sich viele 
Schülerinnen in eine unfreiwillige „Warteschleife“ begeben mussten. Dies hat sich 
allerdings mit dem Inkrafttreten des neuen Berufsbildungsgesetzes geändert. Bspw. 
kann die Ausbildung zur/m Fachangestellten Gesundheit gleich nach der 
obligatorischen Schulzeit, also mit 16 Jahren begonnen werden. Hier bleibt im 
Zeitverlauf abzuwarten, ob sich der Anteil der Schülerinnen in den 




Abbildung 10: Quote der sofortigen Übergänge in die Sekundarstufe II nach Geschlecht, 1990–2005 
 
Quelle: BFS 2007, S. 47  
Besonders schwierig gestalten sich die Übergänge für weibliche Jugendliche mit 
Migrationshintergrund, wie die Auswerten der Längsschnittstudie TREE belegen 
(Abbildung 11). Im Vergleich zu den schweizerischen Schülerinnen verbleiben 
Migrantinnen im Ausbildungsverlauf betrachtet zu 13% weniger in der Ausbildung 
die sie nach Ende der obligatorischen Schulzeit begonnen haben. Annähernd ein 
Viertel der Frauen mit Migrationshintergrund gelingt der verzögerte Einstieg in die 
nachobligatorische Ausbildung. 20% der weiblichen Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund haben zwei Jahre nach Schulaustritt keinen Einstieg 
vollzogen, sie sind entweder in Übergangsmassnahmen oder ohne Ausbildung.  
 
Abbildung 11: Ausbildungsverlauf, Geschlecht und Migrationshintergrund 
 
Quelle: Stalder 2004, S. 5. 
 
Diese Ergebnisse werden auch durch die Untersuchung von Haeberlin/Imdorf & 
Kronig (2004) zur Benachteiligung von ausländischen und weiblichen Jugendlichen 
bei der Lehrstellensuche bestätigt. Ihre Analyse zeigt ebenfalls das weibliche und 
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zugewandert Jugendliche sich überproportional häufig in einer Zwischenlösung 
befinden: 
 
„Insbesondere die überproportionale Vertretung junger Frauen legt den Schluss nahe, dass 
Brückenangebote nicht nur die Funktion haben, schulische Defizite aufzuarbeiten. Sondern die hohen 
Übergangsquoten dürften vielmehr auch ein Hinweis auf grössere Schwierigkeiten von jungen Frauen 
sein, ein Lehrstellenverhältnis einzugehen. Diese Schlussfolgerung dürfte auch auf einen Teil der 
zugewanderten Jugendlichen zutreffen, die nach der obligatorischen Schulzeit mangels Alternative 
vorerst eine Zwischenlösung absolvieren“ (Haeberlin/Imdorf/Kronig 2004, S. 120).  
 
 
3.2 Der Prozess der Berufswahl: Berufsperspektiven, 
Informationsstrategien und Kriterien der Berufswahl  
 
3.2.1 Einflussfaktoren auf die Berufsperspektiven und den Berufswahlprozess 
Während des Prozesses der Berufswahl gleichen die Jugendlichen ihre Interessen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten aneinander an, um eine Entscheidung bezüglich ihrer 
beruflichen Biographie treffen zu können. Dieser Prozess ist allerdings 
verschiedenen Einflussfaktoren ausgesetzt.  
So hat die Situation am Lehrstellenmarkt und die späteren Berufsaussichten auf 
dem Arbeitsmarkt Einfluss auf den Entscheidungsprozess der Jugendlichen. 
Dennoch erweist sich die Kongruenz zwischen Angebot und Nachfrage zunehmen 
als problematisch, da die angehenden Lehrtöchter und Lehrlinge ihre Interessen 
zunehmend auf spezifische Berufsbereiche ausrichten. Einerseits werden durch die 
Veränderungen in der Arbeitswelt vor allem in den Handwerksberufen nicht mehr 
so viele Ausbildungsplätze angeboten, andererseits jedoch scheinen Lehren in 
bestimmten Berufsbereichen wenig attraktiv zu sein. Während bspw. Bäcker, 
Metzger, Gastwirte, Maurer und Maler ihre Lehrstellen häufig nicht besetzen 
können sind die Ausbildungsgänge zum/r kaufmännischen Angestellten, 
Informatiker/in und Mediamatiker/in völlig überlaufen (Rohrer 2004, S. 48). In 
Ergänzung dazu führt Tabelle 4 die zwanzig meist gewählten Ausbildungsberufe auf. 
Nach den Angaben des Bundesamtes für Berufsbildung und Technologie – BBT gibt 
es in der Schweiz über 200 Lehrberufe. Die in der Tabelle aufgeführten 
Ausbildungsberufe decken 61% der Lehrverhältnisse ab (BBT 2007a, S. 12).  
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Tabelle 4: Die häufigsten Ausbildungsberufe 
Rang Lehrberufe Anzahl 
Eintritte 2006 
Rang Lehrberufe Anzahl 
Eintritt 2006 
1 Kaufmann/-frau 10.623 11 Automechaniker/-in 1.489 
2 Detailhandelsfachmann/-frau  5.722 12 Informatiker/-in 1.482 
3 Handelsmittelschuldiplom 4.079 13 Gärtner/-in 1.382 
4 Elektromonteur/-in 2.298 14 Maurer/-in 1.341 
5 Koch/Köchin 2.144 15 Landwirt/-in 1.109 
6 Fachangestellte/r 
Gesundheit 
2.079 16 Logistikassistent/-in 1.105 
7 Polymechaniker/-in 1.928 17 Automonteur/-in 1.085 
8 Coiffeur/-euse 1.852 18 Maler/-in 1.063 
9 Fachmann/-frau Betreuung 1.593 19 Zimmermann/Zimmerin 1.039 
10 Schreiner/-in 1.533 20 Sanitärmonteur/-in 976 
Quelle: Eigene Darstellung nach BBT 2007a, S. 12 
 
Der Prozess der Berufswahl vollzieht sich zudem nicht losgelöst von der 
soziökonomischen Herkunft der Jugendlichen. Ersichtlich wird dies bspw. durch die 
Studie von Moser (2004) in der u.a. die Qualifikationen und Berufsperspektiven von 
Jugendlichen untersucht werden und in Bezug zur Lehrlingselektion von acht 
Schweizer Grossunternehmen gesetzt wird. Nach der Analyse des Autors 
entscheiden sich „Jugendliche aus sozioökonomisch benachteiligten Familien (…) 
bei gleicher Grundbildung (Lesekompetenzen und mathematische Grundbildung) – 
entsprechend der Reproduktion von Bildungsverläufen – für Berufe mit geringerem 
Prestige als solche aus sozioökonomisch privilegierten Familien“ (Moser 2004, S. 
248). Grundlegend sind die Bildung von Berufswünschen und die sich daraus 
entwickelnden Berufsperspektiven während des Berufswahlprozesses bei niedrig 
qualifizierten Schülerinnen und Schülern als Folge der schulisch erbrachten 
Leistungen und sozialer Herkunft zu betrachten. Denn die Einordnung der 
Lernenden in die verschiedenen Schultypen erfolgt aufgrund der schulischen 
Leistungen, die wiederum eng an die soziale Herkunft geknüpft ist (ebd., S. 225). 
Weitere Einflussfaktoren sind die gestiegenen Qualifikationsanforderungen und 
die Lehrlingsselektion in den Betrieben. Durch die Veränderung der 
Arbeitsorganisationformen und der damit verbunden verstärkten 
Prozessorientierung werden auch an „einfache“ Arbeiten bspw. in der Produktion, 
Fertigung oder Montage höhere Anforderungen gestellt (bspw. Umgang mit 
komplexeren Technologien, höhere Verantwortung und Flexibilität, Beteiligung an 
Qualitätsmassnahmen, etc.). Dass die Qualifikationsanforderungen an die 
Lehrtöchter und Lehrlinge hoch sind belegt die Analyse der Lehrlingsselektion bei 
Schweizer Grossunternehmen (Moser 2004). Demnach besteht nicht nur ein hoher 
Anspruch an die Jugendliche die Ausbildungen im kaufmännischen Bereich oder in 
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der Informatik absolvieren. Die Migros5, bspw. erwartet von Schülerinnen und 
Schülern die eine Lehre als Verkäufer/in anstreben eine durchschnittliche 
Grundbildung (Mathematik und Lesen), die weit über den durchschnittlichen 
Schulleistungen der Realschülerinnen und Realschüler liegt (ebd., S. 233). 
Hinsichtlich der Ausbildungschancen von niedrig qualifizierten Schulabgängern in 
Schweizer Grossbetrieben hält die Studie fest: „Sofern die berufliche Grundbildung 
eher als anspruchsvoll eingestuft wird, was bedeutet, dass sie in der Regel vier Jahre 
dauert, besteht (…) für Realschülerinnen und Realschüler nur eine geringe Chance, 
bei einem Schweizer Grossunternehmen überhaupt zu einem Auswahlverfahren 
zugelassen zu werden (ebd., S.233). Dementsprechend sind für den Erhalt bzw. für 
die Auswahl eines Ausbildungsplatzes die Schullaufbahn der Jugendlichen und ihre 
schulischen Leistungen in Deutsch und Mathematik von hoher Relevanz (ebd., S. 
227).  
Eine Verbindung zwischen den schulischen Leistungen und dem Einstieg in eine 
nachobligatorische Ausbildung zeigen die Auswertungen der 
Längsschnittuntersuchung TREE anhand der Lesekompetenz auf (Abbildung 12). 
Differenziert wird zwischen verschiedenen Lesekompetenzniveaus6 (niedrig, 
mittel und hoch) und der beruflichen und allgemeinbildenden Ausbildung sowie 
den Zwischenlösungen zwei Jahre nach Schulaustritt. Ersichtlich wird zum einen, 
dass Schülerinnen und Schüler mit einer hohen Lesekompetenz zu 53% eine 
weiterführende allgemeinbildende Schule besuchen. 43% der Jugendlichen mit 
hohem Leseniveau befinden sich in einer beruflichen Grundbildung, davon 
absolvieren zweidrittel eine Ausbildung mit hohem Anforderungsniveau. 
Schülerinnen und Schüler mit niedrigen oder mittleren Lesekompetenzen sind 
überwiegend in der Berufsbildung zu finden. Während letztere sich eher in 
Ausbildungen mit mittlerem (17%) und hohem (28%) Anforderungsniveau 
befinden, sind die Berufslernenden mit niedrigen Lesekompetenzen vor allem in 
den tiefen (36%) und den mittleren (22%) Ausbildungsniveaus vertreten. Betrachtet 
man die Teilnahme an den Zwischenlösungen und die sich nicht in Ausbildung 
befindlichen Jugendlichen so fällt auf, dass die Jugendlichen mit niedrigen 
Lesekompetenzen in beiden Kategorien doppelt so häufig vertreten sind als ihre 
anderen Alterskollegen. Mithin lässt sich ein markanter Zusammenhang zwischen 
Lesekompetenzniveau und der besuchten nachobligatorischen Ausbildung 
konstatieren.   
                                                
5 Die Migros-Genossenschaft ist das grösste Einzelhandelsunternehmen der Schweiz. 
6 Die Längsschnittstudie greift dabei auf die durch die PISA-Untersuchung erhobene Lesekompetenz 
und die damit verknüpften Kompetenzniveaus zurück.  
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Abbildung 12: Ausbildungssituation zwei Jahre nach Schulaustritt und Lesekompetenz 
 
Quelle: Hupka 2003, S. 42 
Im Hinblick auf die Schulleistungen von weiblichen und ausländischen 
Jugendlichen konstatiert die Studie von Haeberlin/Imdorf & Kronig (2004), daass die  
Relevanz bzw. der Einfluss des Schulabschlusses und die schulischen Kompetenzen 
auf die Lehrstellenchancen überschätzt wird. Vielmehr ist eine differenziertere 
Betrachtungsweise notwendig. So sind die schulischen Leistungen für bestimmt 
Gruppen wichtiger als für andere. Aber ausländischen Jugendlichen hilft nach den 
Untersuchungsergebnissen eine gute Mathematiknote bei der 
Ausbildungsplatzsuche nicht weiter. Bei den schweizerischen männlichen 
Jugendlichen lässt sich jedoch aufgrund des besuchten Schultyps in Ansätzen auf die 
Lehrstellenchancen schliessen, während dies für weibliche Jugendliche nicht gilt 
(Haberlin/Imdorf/Kronig 2004, S. 126). 
  
Einen Zusammenhang zwischen den gestiegenen Qualifikationsanforderungen 
und der zunehmenden Teilnahme an Zwischenlösungen stellen 
Herzog/Neuenschwander/Wannack (2006) aufgrund ihrer Untersuchungsergebnisse 
her. Sie sehen einen wesentlichen Grund für die wachsende Attraktivität von 
Zwischenjahren in der Ausweitung des Dienstleistungsbereiches und den damit 
verbundenen steigenden Anforderungen, denen die Berufslernenden häufig nicht 
mehr gewachsenen sind.  
So zeigt die Analyse des Berufswahlprozesses, dass sich Jugendliche die im 9. 
Schuljahr eine Schule mit Grundansprüchen besuchen sich wesentlich häufiger 
bereits zu Beginn des Schuljahrs entscheiden ein Zwischenjahr zu absolvieren als die 
Schülerinnen und Schüler an einer Schule mit erweiterten Ansprüchen. Die eher 
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niedrig qualifizierten Jugendlichen geben nach den Gründen befragt 
dementsprechend auch signifikant häufiger an „schulische Lücken schliessen zu 
wollen“ und die „Chancen auf eine Lehrstelle erhöhen zu wollen“.  
Demnach entscheiden sich diese Schülerinnen und Schüler aufgrund ihrer 
zukünftigen Berufsperspektiven eigeninitiiert oder bspw. durch beratende 
Gespräche bereits relativ früh für die Teilnahme an einer Zwischenlösung 
(Herzog/Neuenschwander/Wannack 2006, S. 69 f.).  
 
3.2.2 Informationsstrategien und Kriterien der Berufswahl  
Auf der Basis verschiedenster Suchstrategien und Informationsgrundlagen 
informieren sich die Jugendlichen während des Berufswahlprozesses über die für sie 
relevanten Berufs- und Ausbildungsbereiche. Die Informationsquellen sind sehr 
vielfältig: sie reichen von Info-Broschüren und Berufsmappen der Berufs- und 
Laufbahnberatung, über das Internet, Bezugspersonen und Info-Veranstaltungen bis 
hin zu Betriebsbesichtigungen und Schnupperlehren.  
In den Studien von Moser (2004) und Herzog/Neuenschwander/Wannack (2006) 
wurden die Jugendlichen jeweils nach der Relevanz der Informationsquellen 
während des Berufswahlprozesses befragt. Betrachtet man die Ergebnisse dieser 
beiden Untersuchungen ergibt sich ein recht umfassendes Bild hinsichtlich der 
Informations- und Suchstrategien sowie der bedeutenden Kriterien für die 
Berufswahl.  
In Tabelle 5 zeigt sich, dass die individuellen Bedingungen (Interesse am Beruf, 
eigene Fähigkeiten, Wunsch) der Schülerinnen und Schüler von hoher Bedeutung 
für die Berufswahl sind, unabhängig von dem besuchten Schultyp. Auch relevant 
während des Entscheidungsprozesses sind berufskundliche Informationen. 
Differenziert wird nach Dokumenten (bspw. Berufsmappen) und Informationen aus 
dem Internet, wobei erstere deutlich bevorzugt werden. Nach Schultypen betrachtet 
fällt auf, dass Jugendliche die ein Gymnasium besuchen merklich weniger an 
berufskundlichen Informationen interessiert sind. Der Kreis der Bezugs- und 
Fachpersonen hat deutlich weniger Einfluss auf den Berufswahlentscheid. Der 
Gesprächs- und Beratungsbedarf ist bei den eher gering qualifizierten Schülerinnen 
und Schüler der Realschulen jedoch wesentlich höher als bei den Jugendlichen der 
Sekundarschule oder des Gymnasiums (Moser 2004, S. 226 f.).     
 
Tabelle 5: Relevante Kriterien für die Berufswahl nach Schultyp 





Mein Interesse am ausgewählten Beruf 99% 99% 100% 99% 
Meine Überzeugung, dass dies für mich der 
richtige Beruf ist 
97% 99% 99% 99% 
Meine Fähigkeiten zur Ausübung des 
Berufs 
95% 96% 96% 96% 
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Mein grosser Wunsch, diesen Beruf 
auszuüben 
93% 95% 95% 94% 
 
Dokumente mit berufskundlichen 
Informationen 
81% 82% 75% 79% 
Berufskundliche Informationen aus dem 
Internet 
72% 63% 53% 62% 
 
Meine Eltern 67% 56% 47% 56% 
Die Berufsberatung 52% 43% 40% 44% 
Meine Lehrerinnen und Lehrer 52% 38% 24% 37% 
Meine Kolleginnen und Kollegen 32% 23% 20% 24% 
Verwandte und Bekannte  34% 21% 19% 22% 
Quelle: Eigene Darstellung nach Moser 2004, S. 227 
 
In Ergänzung dazu, kommen Herzog/Neuenschwander/Wannack (2006) zu dem 
Ergebnis, dass sich die Informationsstrategien der Schülerinnen und Schüler nach 
der gewählten weiterführenden Ausbildung richten.  
Die Jugendlichen, die beabsichtigten eine Berufsausbildung zu absolvieren, gaben 
an, dass sie sich hauptsächlich über Lehrstelleninserate und Schnupperlehren, 
gefolgt von Internet sowie Berufsmappen informiert hatten.7 Die Schülerinnen und 
Schüler, die planten eine Mittelschule zu besuchen zeigten insgesamt ein breiteres 
Suchspektrum. Im Mittelpunkt der Informationsquellen standen hauptsächlich Info-
Broschüren und Berufsmappen, sowie Info-Veranstaltungen. Von Relevanz waren 
ebenfalls die Schnupperlehren. Die Jugendlichen die sich bereits relativ früh für eine 
Zwischenlösung entschieden hatten fielen hinsichtlich ihrer Informationsstrategien 
dadurch auf, dass sie sich insbesondere für Info-Broschüren interessierten. Die 
Autoren konstatieren zusammenfassend 
 
„(…), dass die fokussierte Anschlusslösung die Informations- und Suchstrategien beeinflusst. In den 
Daten kommt zum Ausdruck, dass sich insbesondere Jugendliche, die eine Berufslehre anstreben, 
anders verhalten als Jugendliche, die eine Mittelschule ins Auge fassen. Wer eine Ausbildung in der 
dualen Berufsbildung anstrebt, muss sich auf dem Lehrstellenmarkt analog wie ein Erwachsener auf 
dem Stellenmarkt behaupten. Demgegenüber unterliegt der Übertritt an eine weiterführende Schule 
nicht den Marktmechanismen; vielmehr werden die Jugendlichen aufgrund ihrer Zeugnisnoten 
entweder direkt angenommen oder müssen sich einer Aufnahmeprüfung stellen, die aber nicht unter 
dem Diktat der Kontingentierung der Zulassung stehen“ (Herzog/Neuenschwander/Wannack 2006, S. 
92 ff.). 
 
Dementsprechend stehen die niedrig qualifizierten Jugendlichen am Übergang von 
der Sekundarstufe I in die berufliche Grundbildung vor einer komplexen 
                                                
7  Mögliche Antwortkategorien der Befragung waren: Berufsmappen, Info-Broschüren, 
Lehrstelleninserate, Internet, Info-Veranstaltungen, Tag der offenen Tür, Betriebsbesichtigung, 
Praktikum, Schnupperlehre und Ferienjob.  
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Herausforderung. Sie müssen sich einerseits mit ihren individuellen Interessen, 
Fähigkeiten und Voraussetzungen auseinandersetzen, um eine Berufswahl zu 
treffen. Diesem Prozess stehen andererseits an die jeweilige Ausbildung geknüpft 
ein entsprechendes Qualifikationsprofil und die Situation auf dem Lehrstellenmarkt 
gegenüber. Der Prozess der Berufswahl erfordert nun eine fortlaufende Angleichung 
der eigenen Vorstellungen und Berufswünsche mit den Anforderungen der 
angestrebten Ausbildung und der Lage auf dem Lehrstellenmarkt. Dies kann für die 
Jugendlichen, die zudem gerade erst am Beginn ihrer Identitätsfindung sind zu 
hohen Belastungs- und Stresssituationen führen, die dazuführen können, dass 
insbesondere eher gering qualifizierte Schülerinnen und Schüler keine adäquate 
Anschlusslösung finden.  
Um gefährdete Jugendliche vor solchen Risikosituationen zu schützen oder ihnen 
möglichst erfolgreich wieder herauszuhelfen, gibt es in der Schweiz verschiedene 
Lösungsstrategien, die Thema des folgenden Kapitels sind. Differenziert wird nach 
den präventiven Massnahmen und den Übergangslösungen.  
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 4 Lösungsstrategien für den Übergang von Sekundarstufe I 
auf Sekundarstufe II  
 
4.1 Präventive Massnahmen  
 
Der Ausgangspunkt für die präventiven Massnahmen, die einen möglichst 
reibungslosen Übergang von der Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II 
ermöglichen sollen, ist die Ebene der Einzelschule, die in Zusammenarbeit mit den 
Schülerinnen und Schülern, deren Eltern und der Berufsberatung eine 
Berufswahlvorbereitung initiiert.  
Aufgrund der kantonalen Souveränität im Bildungswesen sind die präventiven 
Massnahmen, die auf Sekundarstufe I angesiedelt sind, je nach Kanton 
unterschiedlich in den entsprechenden Rahmendokumenten wie Volksschulgesetz, 
Lehrpläne, etc. geregelt. Dementsprechend vielfältig ist die Situation in der Schweiz, 
was eine exemplarische Beschreibung notwendig macht. Im Folgenden soll nun als 
Beispiel für die präventiven Massnahmen, der Berufswahlvorbereitung und damit 
verbundenen Reformansätzen der Kanton Zürich herangezogen werden. Ähnliche 
Konstellationen, Regelungen sowie Entwicklungen sind aber auch in anderen 
Kantonen zu finden.  
Der Fokus liegt auf den Massnahmen die auf einen Übergang in die berufliche 
Grundbildung vorbereiten, da diese die überwiegende Form der Ausbildung ist, die 
die schwächeren Schülerinnen und Schüler einschlagen.  
 
4.1.1 Ansätze und Ziele der präventiven Massnahmen 
Nachfolgend werden verschiedene Institutionen (Schule, Berufsberatung, 
Unternehmen) skizziert, die mehr oder weniger die präventiven Massnahmen und 
somit die Berufswahlvorbereitung der Jugendlichen anleiten und unterstützen. 
Abschliessend wird ein Rahmenkonzept zur verbesserten Zusammenarbeit von 
Schule und Berufsberatung erläutert. 
 
Im Lehrplan des Kantons Zürich für die Schulen der Sekundarstufe I ist 
festgehalten, dass die Lehrkräfte den Auftrag haben die Schülerinnen und Schüler 
auf die Berufswahl vorzubereiten. Die Berufswahlvorbereitung ist im Lehrplan Teil 
der fächerübergreifenden Unterrichtsgegenstände. Die Bedeutung dieser 
Unterrichtseinheit wird wie folgt beschrieben:  
 
„Im Unterrichtsgegenstand Berufswahlvorbereitung soll die Bereitschaft der Jugendliche, sich mit 
Fragen der Berufswahl und der persönlichen Zukunftsgestaltung auseinanderzusetzen, gefördert 
werden. Der Unterricht ermöglicht eine bewusste Wahrnehmung und Beurteilung einerseits der 
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Persönlichkeit der Schülerinnen und Schüler und damit eine eigentliche Identitätsfindung und 
andererseits der Berufs- und Arbeitswelt und schafft damit die Entscheidungsgrundlage, die richtige 
Ausbildungs- und Berufswahl zu treffen und die notwendigen Schritte zu ihrer Verwirklichung zu 
unternehmen“ (Volksschulamt Kanton Zürich 2007a, S. 347). 
 
Als Richtziel gilt die Entscheidungsfindung der Lernenden hinsichtlich ihrer 
zukünftigen Berufslaufbahn aufgrund der Auseinandersetzung mit den eigenen 
Interessen und Fähigkeiten, sowie durch Einblicke in die Arbeitswelt. Die 
Berufswahlvorbereitung soll in Zusammenarbeit mit allen beteiligten Bezugs- und 
Fachpersonen (Eltern, Berufsberatung, Lehrlingsaussbilder, etc.) stattfinden. (ebd., S. 
347) 
 
Im Lehrplan werden zudem spezifische Ziele der Berufswahlvorbereitung 
aufgeführt und in Unterrichtsinhalte übersetzt. Die folgende Tabelle 6 ermöglicht 
einen Überblick.  
 








Berufswahl als Entscheidungssituation 
wahrnehmen  
Konsequenzen eigener Entscheidungen 
abschätzen 
 
Orientierungsveranstaltungen für Eltern & 
Jugendliche 
Biografien mit Augenmerk auf 
Entscheidungssituationen 
 
Persönliche Merkmale erkennen und realistisch 
einschätzen 
 
Selbst- und Fremdportraits 








Gespräche mit Berufsleuten, eigene Vorträge 
Berufserkundungen, Schnupperlehren 
 
Informationen über weiterführende Schulen, 






Berufliche bzw. schulische Alternativen 




Einblicke in verschiedene Berufswelten 
 
Schritte kennenlernen, um einen Platz in einer 
Schule bzw. Ausbildungsstätte zu finden 
 
Lebenslauf und Bewerbungsschreiben 
Vorstellungsgespräche in Rollenspiel usw. 
Auseinandersetzung mit Absagen 
 
Verhaltensweisen entwickeln, die den Einstieg 
in die Arbeitswelt erleichtern 
 







Sich mit Zusammenhängen zwischen 





Zukunftsperspektiven und Aufstiegsmöglichkeiten 
Quelle: Eigene Darstellung nach Volksschulamt Kanton Zürich 2007a, S. 348. 
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Die Ausgestaltung des Unterrichts zur Berufswahlvorbereitung und die Formen der 
Zusammenarbeit mit den Eltern, der Berufsberatung und den Betrieben liegen 
vornehmlich bei den einzelnen Lehrerinnen und Lehrer geknüpft an die 
Rahmenbedingungen der jeweiligen Schulen.  
Die Berufsberatung des Kantons Zürich bietet in Form von webbasierten 
Angeboten, Dokumentationen und durch Kontakt- und Beratungsmöglichkeiten 
eine breite Informations- und Beratungsbasis für Jugendliche, Lehrpersonen und 
Unternehmen.  
Den Schülerinnen und Schüler werden sowohl online als auch in den verschiedenen 
Berufsinformationszentren vielfältige Informationen in Form von Berufsmappen, 
Berufsmagazinen und Veranstaltungen, etc. zur Verfügung gestellt.  
Den Lehrpersonen werden verschiedene Möglichkeiten der Zusammenarbeit und 
Unterstützung angeboten: Sprechstunden von Fachpersonen in den Schulen für die 
Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte individuell als auch im Klassenverband, 
Organisation von Elternabenden im Berufsinformationszentrum, 
Berufsbesichtigungen, Projektwochen, etc.  
Die Betriebe können sich von Berufsberatung bei der Schaffung von Lehrstellen, der 
Lehrstellenvermittlung, der Lehrlingsselektion, etc. unterstützen lassen.  
 
Die Unternehmen können insofern auch bei der Berufswahlvorbereitung und dem 
Einstieg in eine Ausbildung behilflich sein indem sie Einblicke in ihren 
betrieblichen Alltag ermöglichen. Darunter können bspw. Praktika, 
Informationsveranstaltungen im Betrieb / Betriebsverbund oder Schnupperlehren 
fallen. Grundlegend bedarf es aber dazu die Bereitschaft der Unternehmen sich 
bereits im Vorfeld der eigentlichen Ausbildung für die zukünftigen Lehrlinge zu 
engagieren.  
 
Rahmenkonzept für die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung 
Zusätzlich wurde vom Amt für Jugend und Berufsberatung, dem Volksschulamt und 
dem Mittelschul- und Berufsbildungsamt des Kantons Zürich ein Rahmenkonzept 
verabschiedet, das die Zusammenarbeit von Schule bzw. mit den Lehrpersonen des 
8. und 9. Schuljahrs und der Berufsberatung auf dem Gebiet der Berufswahl und der 
Lehrstellenfindung regelt. 
Das Rahmenkonzept sieht eine Art Terminplan für das 8. und 9. Schuljahr vor, der 
Haupt- und Nebenphasen der Berufswahlvorbereitung und Verantwortliche für die 
Kooperation zwischen den Institutionen und Personen festhält (Abbildung 13).  
Die Kooperation zwischen den Schulen und der Berufsberatung beginnt danach 
schon Anfang des 8. Schuljahrs, in der Form, dass die Berufsberatenden zu den 
entsprechenden Klassenlehrpersonen Kontakt aufnehmen. Ziel ist es das 
gemeinsame Vorgehen für die gesamt Berufswahlvorbereitungsphase abzustimmen. 
Damit verbunden ist eine erste Informationsphase „Wählen und Entscheiden“ zur 
Orientierung für Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern und eine Einführung 
ins Berufsinformationszentrum. Gegen Ende des ersten Halbjahres des 8. Schuljahrs 
wird einer Standortbestimmung vorgenommen, um abzuklären ob es Jugendliche 
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gibt, die spezifische Unterstützungsmassnahme benötigen. Ungefähr zeitgleich 
beginnen auch die Berufs-Einblicke vor Ort, die sich permanent bis zum Ende des 9. 
Schuljahrs fortsetzen. Auch setzen die Schulhaussprechstunden und die 
individuellen Beratungen für Schülerinnen und Schüler sowie Eltern im 
Berufsinformationszentrum Ende des ersten Halbjahres ein.  
Mit Beginn des 9. Schuljahres startet eine Informationsphase die sich mit 
Bewerbungen und Vorstellungsgesprächen auseinandersetzt. Am Ende des ersten 
Halbjahres werden dann Zwischenlösungen, Brückenangebote und weitere 
Alternativen thematisiert. Parallel dazu werden erneut Standortbestimmungen 
hinsichtlich der Anschlusslösungen der Schülerinnen und Schüler durchgeführt.  
Für die Schülerinnen und Schüler, die im April noch keine weiterführende 
Ausbildung gefunden haben werden besondere Unterstützungsmassnahmen 
gestartet. (vgl. Amt für Jugend und Berufsberatung des Kantons Zürich 2004).  
 
Abbildung 13: Koordination Zusammenarbeit Schule - Berufsberatung 
 
Quelle: Amt für Jugend und Berufsberatung 2004. 
 
Neben diesem Rahmenkonzept wurden seitens des Volksschulamtes im Auftrag der 
Bildungsdirektion des Kantons Zürich ein Pilotprojekt lanciert, das die 
Neugestaltung des 9. Schuljahrs vorsieht, um eine gezieltere Vorbereitung der 
Jugendlichen auf den Übergang in die Sekundarstufe II zu ermöglichen. Das 2005 
angelaufene Pilotprojekt wird nun nachfolgend als „Good Practice Beispiel“ im 
Bereich der präventiven Massnahmen vorgestellt.  
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4.1.2 Good Practice Beispiel: Neugestaltung des 9. Schuljahrs im Kanton 
Zürich 
Durch die Neugestaltung des 9. Schuljahrs soll eine gezieltere und individuellere 
Vorbereitung der Jugendlichen auf den Übergang in die Sekundarstufe II ermöglicht 
werden.  
Handlungsleitend für die Entwicklung des Projekts war u.a. die Einsicht, dass die 
Wahlfachprogramme der Oberstufe besser auf den sozialen Kontext und die 
individuellen Lernbedürfnisse der Schülerinnen und Schüler abgestimmt werden 
müssen. Für schwächere Lernende bedeutet dies bspw., die Fundierung der 
Grundbildung, um die Mindestkompetenzen sicherzustellen.   
Das Rahmenkonzept für die Neugestaltung des 9. Schuljahrs fokussiert 
insbesondere fünf Umsetzungsbereiche:  
1) Lernstanddiagnose zur Förderplanung: Mit Hilfe des Instruments „Stellwerk“ 
wird eine individuelle Standortbestimmung der Lernenden vorgenommen, 
die ihnen die eigenen Stärken und Schwächen aufzeigt und eine 
potenzialorientierte Förderung zum Ziel hat. 
2) Individualisierung von Lernsituationen: Um u.a. das selbstgesteuerte Lernen, 
die Sozialkompetenzen und die Lernmotivation der Schülerinnen und 
Schüler zu fördern werden individualisierte Lernsituationen und -
umgebungen, fächerübergreifender Projektunterricht, etc. forciert 
3) Erweiterung des Rollenprofils der Lehrpersonen: Lehrerinnen und Lehrer 
vermitteln nicht nur Inhalte übernehmen auch Diagnose und Evaluation von 
Lernbegleitung- und Beratungsprozessen 
4) Vernetzung der Kooperationspartner: verstärkte Kooperation insbesondere 
zwischen Schule und Berufsberatung 
5) Strukturelle Anpassungen: Unterrichtsgestaltung orientiert sich an den 
individuellen Lernbedürfnissen der Jugendlichen  
(Volksschulamt des Kantons Zürich 2007c, S. 3). 
 
Einen Überblick über das im Folgenden skizzierte Pilotprojekt gibt Abbildung 14 am 
Ende dieses Kapitels.  
Grundlage für das neugestaltete 9. Schuljahr ist eine individuelle webbasierte 
Standortbestimmung der Schülerinnen und Schüler mit Stellwerk im 8. Schuljahr. 
Durch das Testsystem erhalten alle Lernenden ein eigenes Leistungsprofil in den 
Fächern Mathematik, Natur und Technik (Biologie, Physik und Chemie), Deutsch, 
Französisch und Englisch. Der Test passt sich laufend dem Leistungs- bzw. 
Antwortniveau der Schülerinnen und Schüler an, um besonders bei 
leistungsschwachen Testteilnehmenden nicht permanente Negativerlebnisse in 
Form von falschbeantworteten oder nicht beantwortbaren Fragen zu verursachen. 
Zudem ermittelt Stellwerk, dadurch sehr detailliert und unabhängig vom Schultyp 
wo die Stärken und Schwächen im Hinblick auf die Berufswahl liegen und welche 
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Defizite noch behoben werden müssen bzw. welche Fördermassenahmen getroffen 
werden müssen.8  
Die individuelle Standortbestimmung bildet den Ausgangspunkt für das 
Standortgespräch zwischen dem/r Klassenlehrer/in, den Schülerinnen und Schülern 
und den Eltern. Zum einen werden in diesem Gespräch die fachlichen und 
überfachlichen Kompetenzen erfasst sowie die berufswahl- und 
laufbahnorientierten Schwerpunkte für das 9. Schuljahr festgelegt. In einer 
Lernvereinbarung werden dann die individuelle Ziele und Fördermassnahmen 
schriftlich festgehalten. Diese werden dann in Form eines Lernjournals im Verlauf 
des Schuljahrs überprüft (Volksschulamt des Kantons Zürich 2007c, S. 4). 
Das bestehende Wahlfachangebot wird auf die individuellen Lernbedürfnisse der 
Lernenden zugeschnitten, um eine individuelle Profilbildung zu ermöglichen. 
Durch die individualisierten Lehr- und Lernformen und den Projektunterricht soll 
zudem die Selbständigkeit und die überfachlichen Kompetenzen der Jugendlichen 
gefördert werden (Volksschulamt des Kantons Zürich 2007c; S. 4). Durch den 
individualisierten Unterricht bspw. in Form von Lernateliers wird den Jugendlichen 
somit ein Gefäss geboten, in dem sie gezielt an denen durch Stellwerk analysierten 
Stärken und Schwächen arbeiten können 
Der gesamte Prozess wird fortlaufend durch die Berufsberatung unterstützt.  
 
Die Standortbestimmung durch Stellwerk und das daran anschliessende 
Standortgespräch bietet neue Perspektiven und erweiterte Möglichkeiten für eine an 
den einzelnen Schülerinnen und Schülern potenzialorientierte 
Berufswahlvorbereitung. Berücksichtig werden muss aber, dass der Stellwerk-Test 
sinnvoll  und nicht missbräuchlich (Schul- oder Klassenvergleich, „Teaching-to-
Test“, etc.) eingesetzt wird. Auch verändern sich die Rolle und der Aufwand für die 
Lehrpersonen, was flankierende Weiterbildungsmassnahmen notwendig macht.  
Die ersten Evaluationsergebnisse des Pilotprojekts zeigen, dass die Pilotschulen 
im Vergleich zu den anderen Schulen im Kanton Zürich positivere Ergebnisse 
hinsichtlich des Übergangs in eine weiterführende Ausbildung auf der 
Sekundarstufe II aufweisen. 
                                                
8 Weitere Informationen zu Stellwerk finden sich unter www.stellwerk-check.ch 
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Abbildung 14: Übersicht Neugestaltung 9. Schuljahr, Kanton Zürich 
 
Quelle: Volksschulamt des Kantons Zürich 2007b, S. 4 
 
Gelingt der Übergang in die Sekundarstufe nicht, sind die angebotenen 
Zwischenlösungen von grosser Bedeutung, um dennoch einen Einstieg in eine 
weiterführende Ausbildung zu ermöglichen. Die Relevanz, sowie die Formen und 












4.2.1 Funktionen von Übergangslösungen 
Grundlegend kann man die Brückenangeboten nach drei Funktionen 
systematisieren: 
1. Kompensationsfunktion: Schülerinnen und Schüler kompensieren bspw. 
sprachliche oder schulische Defizite, die einen Ausbildungsbeginn auf 
Sekundarstufe II nicht möglich machten, durch den Besuch einer 
Zwischenlösung. 
2. Orientierungsfunktion: Jugendliche, deren Berufswahlentscheid während der 
obligatorischen Schulzeit nicht erfolgreich war nutzen das Zwischenjahr als 
Orientierungs- und Entscheidungshilfe. 
3. Systematische Pufferfunktion / Warteschleife: Wenn auf dem 
Lehrstellenmarkt Angebot und Nachfrage nicht übereinstimmen und 
Lehrstellensuchende keinen Ausbildungsplatz erhalten, dient die 
Übergangslösung als Puffer. Dazu zählen auch die Zwischenjahre von 
angehenden Lehrtöchtern und Lehrlingen, die aufgrund einer 
Mindestalterbeschränkung ihre Lehrstelle noch nicht antreten konnten.   
(Meyer 2003, S. 102 ) 
Der Grund für den Besuch einer Zwischenlösung kann in einer einzelnen Funktion 
begründet liegen oder auch in einer Kombination der Funktionen.   
 
4.2.2 Formen und Strukturen der Übergangslösungen 
Eine einheitliche gesamtschweizerische Bestimmung bzw. Festlegung welche 
Angebote zu den Übergangslösungen gehören, gibt es nicht. Dementsprechend 
bestehen in Bezug auf die Formen und Strukturen von Zwischenlösungen 
unterschiedliche Kategorisierungen.  
Das Bundesamt für Statistik – BFS fasst unter den Brückenangeboten 
institutionalisierte Massnahmen wie berufsvorbereitende Schuljahre, Sprachkurse 
und Vorlehren. Die Absolvierung des 10. Schuljahrs wird beim BFS noch unter 
Sekundarstufe I subsumiert. 
Die Längsschnittstudie TREE ergänzt diese Einteilung um die Kategorien 
Motivationssemester, 10. Schuljahr, Au-Pair-Anstellungen, Praktika, Stages und 
Sprachaufenthalte im Ausland.  
Eine Vertiefungsstudie, die die Übergangsangebote im Auftrag des Bundesamtes für 
Berufsbildung und Technologie analysierte (Egger, Dreher & Partner AG 2007), 
differenziert nach folgenden Aspekten:  
• Schulische Vorbereitungsangebote: Darunter werden Angebote gefasst, die 
ausschliesslich allgemeinbildenden/berufswahlorientierten Unterricht, ohne 
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Praxisteile beinhalten. Dazu zählen das 10. Schuljahr, Berufswahljahre, 
Berufsvorbereitungsschulen und Integrationskurse 
• Vorbereitungsangebote mit einem Bildungsteil und einem externen oder 
internen Praktikumsteil: 
o Kombinierte Vorbereitungsangebote: Diese Massnahmen bestehen aus 
einem schulischen und einem praktischen Ausbildungsteil. Letzterer 
wird bspw. in einem Betrieb oder durch praktische Ausbildungsteile 
innerhalb der Massnahem absolviert. 
o Vorlehren/Vorkurse: Die Vorlehre/Vorkurse gleicht den 
kombinierten Vorbereitungsangeboten. Ziel ist es den Jugendlichen in 
den jeweiligen Berufsfeldern entsprechende Kenntnisse zu vermitteln, 
damit sie anschliessend eine Attestausbildung oder eine berufliche 
Grundbildung beginnen können. 
o Werkjahre: Diese Massnahme besteht auch aus allgemeinbildenden 
und praktischen Teilen, sie ist jedoch nicht berufsfeldspezifisch, 
sondern zielt eher auf die Integration von Jugendlichen oder die 
Förderung handwerklicher Fertigkeiten ab. 
• Sprachaufenthalte: Diese Form der Zwischenlösung dient dem Erlernen bzw. 
der Vertiefung einer Fremdsprache, meist verbunden mit einem längeren 
Aufenthalt im Ausland. 
• Motivationssemester: darunter werden Angebote der 
Arbeitslosenversicherung gefasst, die die berufliche Integration von 15 – 20 
jährigen erwerbslosen Jugendlichen zum Ziel hat. Zu erwähnen ist, dass die 
Teilnehmenden an diesem Angebot aufgrund ihrer Erwerbslosigkeit 
monatlich eine finanzielle Unterstützung beziehen. 
(Egger, Dreher & Partner AG 2007, S. 17-20) 
 
Je nach Strukturierung und Kategorisierung der Zwischenlösungen kann der Anteil 
der in den Brückenangeboten befindlichen Jugendlichen erheblich differieren.  
Abbildung 15 zeigt zu welchen Anteilen sich die Jugendlichen ein Jahr nach 
Schulaustritt auf die verschiedenen Zwischenlösungsformen verteilen. Ersichtlich 
wird, dass mehr als zweidrittel der Jugendlichen eine schulische Massnahme in 
Form des 10. Schuljahrs absolvieren oder sich in einem Motivationssemester 
befinden.  
Die eben angeführte Vertiefungsstudie kommt durch die Befragung der kantonalen 
Berufsbildungsämter, Arbeits- und Sozialämter zu einem ähnlichen Ergebnis. 
Ergänzend werden die schulischen Angebote und das Motivationssemester getrennt 
erfasst. Demzufolge befinden sich 38% der Jugendliche in einem schulischen 




Abbildung 15: Anteil von Jugendlichen in Zwischenlösungen 
 
Quelle: Meyer 2003, S. 102. 
 
Wie different die Teilnahme an den Übergangslösungen innerhalb der Schweiz ist, 
wird durch eine kantonale Betrachtung ersichtlich (Abbildung 16). 
So zeigt sich zum einen eine Differenzierung nach den Landessprachen. In der 
deutschsprachigen Schweiz werden am häufigsten Zwischenjahre absolviert. Gefolgt 
von der französischsprachigen Schweiz. Mit Abstand werden im 
italienischsprachigen Teil die wenigsten Übergangslösungen besucht. Zum anderen 
sind die Abweichungen auch innerhalb der Sprachregionen hinsichtlich der Anzahl 
der besuchten Brückenangebote und der Art der Massnahmen relativ hoch (Meyer 
2003, S. 103).  
 
Abbildung 16: Teilnahme an Zwischenlösungen nach Kanton und Art der Massnahme 
 
Quelle: Meyer 2003, S. 103. 
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Abschliessend betrachtet ist die Situation in der Schweiz im Hinblick auf die 
Lösungsstrategien und Massnahmen für erleichterte Übergangsprozesse der 
Jugendlichen am Ende der obligatorischen Schulzeit recht komplex. Auf kantonaler 
wie auf nationaler Ebene sind intensive Bemühungen diesbezüglich zu finden. 
Aufgrund der kantonalen Souveränität ist die Umsetzung und Ausgestaltung der 9. 
Schuljahre und der Zwischenlösungen in den einzelnen Kantonen dementsprechend 
different und heterogen. So gibt es aus gesamtschweizerischer Perspektive ca. 230 
Massnahmen, die sowohl Zwischenlösungen der Berufsbildungsämter als auch 
Motivationssemester der kantonalen Arbeitsämter umfassen. Nicht mit eingerechnet 
sind weitere Angebote der Arbeitslosenversicherung und der Sozialämter. 
Auch kann die Wahrnehmung der angebotenen Massnahmen sehr unterschiedlich 
sein. Eine Evaluation der Berufsberatung des Kantons Zürich zu den 
Brückenangeboten ergab, dass die Anbieter von Zwischenmassnahmen häufig als 
Zielgruppen spätimmigrierte oder herkunftsbedingt benachteiligte Jugendliche 
angaben. Die befragten Lehrpersonen und Berufsberater waren jedoch der Ansicht, 
dass für diese Zielgruppe kaum Massnahmen zur Verfügung standen 
(Berufsberatung Kanton Zürich 2006, S. 7f.).  
Zudem werden die gefährdeten Jugendlichen in der Schweiz nicht systematisch 
erfasst (Ausnahme Baselland). Da bspw. die Teilnahme an einer Zwischenlösung 
nicht verpflichtend ist, ist der Verbleib der Jugendlichen, die sich nicht in einem 
Brückenangebot befinden unklar.  
Ferner gibt es zwischen den Beteiligten kaum eine Koordination und Kooperation. 
Eine langfristig koordinierte Fallführung, die bereits während der obligatorischen 
Schulzeit beginnt und mit der Integration in eine Ausbildung endet, wäre aber 
unerlässlich, um bspw. zu verhindern, dass Jugendlichen ohne Berücksichtigung der 
Lernbiografie von Brückenangebot zu Brückenangebot „gereicht“ werden.  
Unter Berücksichtigung der skizzierten Problematiken wurde das Case Management 
entwickelt. Dieses Konzept, soll auch wenn es sich erst in der Umsetzung befindet, 
als „Good Practice Beispiel“ bzw. als umfassende Lösungsstrategie dargestellt 
werden.  
 
4.2.3 Good Practice Beispiel: Case Management Berufsbildung 
Das Gesamtkonzept Case Management Berufsbildung wurde durch das Bundesamt 
für Berufsbildung und Technologie – BBT lanciert, wird jedoch auf der Ebene der 
Kantone umgesetzt, d.h. es werden jeweils kantonsspezifische Gesamtkonzepte 
erstellt.  
Case Management wird als ein strukturiertes Verfahren definiert, das adäquate 
Massnahmen und Unterstützung für Jugendliche bereitstellt, deren Eintritt in eine 
Ausbildung und in die Berufswelt gefährdet ist. Das Verfahren koordiniert die 
Beteiligten über institutionelle als auch professionelle Grenzen hinweg. Zeitlich 
beginnt es mit der Phase der Berufswahl und erstreckt sich bis über die berufliche 
Grundbildung hinweg (BBT 2007b, S. 1).  
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Als Ziele des Case Management Berufsbildung werden die Hilfe zur Selbsthilfe 
für gefährdete Jugendliche und eine Effizienzsteigerung durch die Koordinierung 
der Aktivitäten aller Akteure definiert. Erfolgreich war das Verfahren dann, wenn 
eine nachobligatorische Ausbildung abgeschlossen wurde (ebd., S.1). 
Das Gesamtkonzept gliedert sich in fünf verschiedene Phasen. Zunächst muss von 
Seiten der Kantone jeweils eine gesamtkoordinierende Stelle bestimmt werden, die 
dafür verantwortlich ist, dass die gefährdeten Jugendlichen eine adäquate 
Unterstützung erhalten. Dies können bspw. die Berufs- und Laufbahnberatung oder 
regionale Berufsberatungsstellen sein. 
 
Phase 1: Identifikation, Erfassung und laufende Beobachtung der Risikogruppe 
Ziel ist es in dieser Phase frühzeitig (7. / 8. Schulklasse) gefährdete Jugendliche zu 
identifizieren und zu erfassen. Im Kanton Zürich sind in dieser Phase die 
Hauptakteure der jeweiligen Bildungsstufe verantwortlich. Die Identifikation der 
Risikogruppe soll durch die Entwicklung eines Kriterienkatalogs unterstützt werden 
(Häfeli 2007, S. 11 f.).  
 
Phase 2: Berufsfindung 
In dieser Phase werden die Schülerinnen und Schüler bei der Berufsfindung und bei 
der Suche eines entsprechenden Ausbildungsplatzes unterstützt. Dabei soll auf das 
Kompetenz- und Beziehungsnetzwerk von Fachpersonen (bspw. Berufsberatung) 
zurückgegriffen werden. Die Unterstützung der Jugendlichen findet in Form der 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ statt. So werden durch Zielvereinbarungen mit den 
Schülerinnen und Schüler deren Selbstständigkeit und Eigenverantwortung gestärkt. 
 
Phase 3: Übergänge 
Findet der Eintritt in eine weiterführende Ausbildung nicht unmittelbar nach Ende 
der obligatorischen Schulzeit statt, werden die gefährdeten Jugendlichen weiterhin 
umfassend bei der Wahl eines Brückenangebots, der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz, etc. unterstützt. Hier wird insbesondere auf die Koordination und 
Abstimmung zwischen den verschiedenen Institutionen und Angeboten geachtet.  
 
Phase 4: Berufliche Grundbildung 
Die Jugendlichen, deren Integration in eine Ausbildung nicht möglich war oder die 
Jugendlichen die ihre Lehre abgebrochen haben werden nicht sich selbst überlassen. 
Durch eine Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure werden sie bei der Suche nach 
einer Lehrstelle oder dem Wiedereinstieg unterstützt.  
Phase 5: Flankierende Massnahmen 
Diese Phase ist während des gesamten Case Management Berufsbildung relevant. 
Diese Form der unterstützenden Massnahmen richten sich an Institutionen, 
Systeme, Personen oder Abläufe im Umfeld der gefährdeten Jugendliche. Dies 
können bspw. Beratungs- uns Unterstützungsangebote für Ausbildungsbetriebe in 
organisatorische, rechtlichen oder sozialen Fragen sein.  
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Es ist geplant, dass die Umsetzung des Case Management Berufsbildung auf 
kantonaler Ebene 2008 beginnt. Dementsprechend lässt sich bisher nichts über 
Umsetzungserfahrungen und -probleme berichten. Sicherlich ist jedoch das Case 
Management Berufsbildung im Hinblick auf die heterogene Situation in den 
Kantonen ein aussichtsvoller Ansatz ein transparenteres, umfassenderes und 
koordiniertes Massnahmenangebot am Übergang von der Schule in die Berufswelt 


















 5 Resümee 
 
Abschliessend lässt sich festhalten, dass ein Bewusstsein für die 
Übergangsproblematiken in der Schweiz vorhanden ist. Die Momentaufnahme zeigt, 
dass die Situation hinsichtlich der Übergange zwischen Schule und Berufswelt sehr 
vielschichtig ist.  
Lineare Bildungsverläufe von Jugendlichen werden immer seltener. Verbunden 
damit haben die Schülerinnen und Schüler zunehmend Probleme beim Übergang 
von der Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II. Traten Anfang der 1990er Jahre 
noch 62% der Schulabgängerinnen und Schulabgänger direkt in die berufliche 
Grundbildung so sind es 15 Jahre später nur 49%. Hingegen hat die Anzahl der 
Schülerinnen und Schüler, die eine Zwischenlösung nach dem Ende obligatorischen 
Schulzeit besuchen deutlich zugenommen. Davon betroffen sind wie die 
vorangegangen Ausführungen zeigen insbesondere niedrig qualifizierte und/oder 
benachteiligte Jugendliche.  
Die Gründe dafür sind vielfältig und auf verschiedenen Ebenen angesiedelt.  
Aus der Perspektive der Jugendlichen lässt sich konstatieren, dass einerseits von 
Seiten der Betriebe höhere Qualifikationsanforderungen an die zukünftigen 
Lehrtöchter und Lehrlinge gestellt werden, denen insbesondere schulisch 
schwächere Jugendliche nicht mehr entsprechen können. Für diese Gruppe wird es 
zunehmend schwieriger Ausbildungsplätze zu finden. Andererseits entwickeln viele 
Schülerinnen und Schüler Bildungsaspirationen bzw. Ausbildungswünsche und -
erwartungen, die nicht ihren Fähigkeiten und Fertigkeiten entsprechen oder wie die 
kaufmännische Ausbildung bspw., komplett überlaufen sind. 
Insgesamt betrachtet finden die Perspektive der niedrig qualifizierten 
Jugendlichen immer noch zu wenig Berücksichtigung im „Übergangsdiskurs“. Zwar 
wurden durch die Schaffung der Attestausbildungen und entsprechender 
Zwischenlösungen Schritte unternommen schulmüden und schulisch schwächeren 
Schülerinnen und Schüler eine adäquate Anschlussmöglichkeit zu bieten, dennoch 
bedarf es noch weiterer Massnahmen. Denn gerade der Prozess der Berufswahl stellt 
niedrig qualifizierte Schülerinnen und Schüler vor (zu) grosse Herausforderungen, 
die häufig nicht durch das soziale Umfeld aufgefangen werden können. Hier bedarf 
es einer intensiveren Berufswahlvorbereitung. Das skizzierte Pilotprojekt zur 
Neugestaltung des 9. Schuljahrs scheint diesbezüglich ein vielversprechender Ansatz 
zu sein.  
Desweiteren ist anzumerken, dass die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe 
langfristig tendenziell sinkt und ein Rückgang an Ausbildungsplätzen zu 
verzeichnen ist. Infolgedessen hat die Situation auf dem Lehrstellenmarkt auch 
Einfluss auf die direkten Eintritte der Jugendlichen in eine Ausbildung. 
Entscheidend ist es dementsprechend die Unternehmen dazu zu motivieren wieder 
mehr Jugendliche, auch niedrig qualifizierte Jugendliche auszubilden. In diesem 
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Zusammenhang gilt es zudem zu erwähnen, dass Zwischenlösungen für schulisch 
schwache Schülerinnen und Schüler zur Behebung von Defiziten durchaus sinnvoll 
sind, jedoch zur Bekämpfung der angespannten Situation auf dem Lehrstellenmarkt 
nur kurzfristige Effekte erzielen und wenig zweckmäßig sind.  
Die Vielfalt der Zwischenlösungen lassen die Unterstützungsmassnahmen 
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